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Geſetz-Sammlung . 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 30. —— 


(Nr. 8045.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. April 1872., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Nimptſch, Regierungsbezirks Breslau, 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee von Jordans⸗ 
mühl an der Breslau-Nimptſcher Staats⸗Chauſſee bis an die Strehlener 
Kreisgrenze in der Richtung auf den Bahnhof Bohrau- Wäldchen der 
Breslau-Mittelwalder Eiſenbahn. 


3 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis- 
Chauſſee im Kreiſe Nimptſch, Regierungsbezirks Breslau, von Jordansmühl an 
der Breslau-Nimptſcher Staats⸗Chauſſee bis an die Strehlener Kreisgrenze in 
der Richtung auf den Bahnhof Bohrau- Wäldchen der Breslau⸗Mittelwalder 
Eiſenbahn genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Nimptſch das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs- Materialien, nach 
Maßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der 
künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
Sauer Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
hnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei» Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 22. April 1872. ’ | 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 8046.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. April 1872., betreffend die Verleihung der ſiska 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer vom Kreiſe 
Groß ⸗Strehlitz, Regierungsbezirk Oppeln, auszuführenden Chauſſee von 
der Stadt Leſchnitz über Bahnhof Leſchnitz bis zur Oder bei dem Dorfe 
Dzieſchowitz. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Groß⸗ 
Strehlitz, im Regierungsbezirk Oppeln, beabſichtigten Bau einer Chauſſee von 


der Stadt Leſchnitz über Bahnhof Leſchnitz bis zur Oder bei dem Dorſe 


Dzieſchowitz genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Groß⸗Strehlitz 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke , 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗Mate⸗ 
rialien, nach Maßgabe der für die Staats -Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe Groß-Strehlig gegen 
Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht 
ir Erhebung des Chauffeegelde nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
hauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhe⸗ 
bung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
vun der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 22. April 1872. ü 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 8047.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Mai 1872., betreffend die Genehmigung zur 


Bildung eines Verbandes öffentlicher Feuerverſicherungs Anftalten in 
Deutſchland, ſowie der Rückverſicherungs-Abtheilung dieſes Verbandes. 


Ai Ihren Bericht vom 16. Mai d. J. will Ich die Bildung eines Ver⸗ 
bandes öffentlicher Feuerverſicherungs⸗Anſtalten in Deutſchland, ſowie der Rück⸗ 
verſicherungs⸗Abtheilung deſſelben auf Grund der anbei zurückerfolgenden Statuten 
Wa hierdurch genehmigen. 
5 Dieſer Erlaß iſt nebſt den Statuten durch die Geſetz-Sammlung zu ver- 
öffentlichen. 
Berlin, den 22. Mai 1872. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 


Reglement 


für den 
Verband öffentlicher Feuerverſicherungs-Anſtalten in Deutſchland. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Sk 
Der „Verband öffentlicher Feuerverſicherungs-Anſtalten in Deutſchland“ 
hat den Zweck: die Intereſſen des öffentlichen Verſicherungsweſens zu fördern 
und zu dieſem Behufe 

1) das öffentliche Verſicherungsweſen überhaupt zu beleben, weiter zu ent- 
wickeln und zu vertreten, namentlich durch Sammlung und Ver⸗ 
werthung der Erfahrungen und Reſultate der einzelnen Anſtalten, durch 
Vorſchläge zur Verbeſſerung der beſtehenden Einrichtungen, durch Er- 
richtung beſonderer Vereine, durch Vermittelung von Beihülfen für 
vorübergehende Verlegenheiten einzelner Anſtalten, ſowie durch ſonſtige 
geeignete Mittel, 

2) in feinen Abtheilungen gewiſſe Geſchäftszweige, wie namentlich Kriegs⸗ 
ſchädenverſicherung, Rückverſicherung, Vorſchußgewährung und der⸗ 
gleichen, ins Leben zu rufen und durch ſeine Organe zu verwalten. 
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F. 2. 
| 8 Der Verband hat ſeinen Wohnſitz und Gerichtsſtand in Berlin. 
a and. 2 2 
| 58. 
Juriſtiſche Der Verband hat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon und kann auf eigenen 


heren. Namen Vermögen haben, Rechte erwerben und aufgeben, Verbindlichkeiten über⸗ 
nehmen und erfüllen. 8 4 


* Oeffentliche Alle öffentliche Bekanntmachungen ſind in allen Fällen mit Rechtsbeſtand 


Blüte. erlaſſen, wenn fie einmal im Preußiſchen Staatsanzeiger erfolgt find. 
; $. 5. 
Beitritt. Aus- Jeder öffentlichen Feuerverſicherungs⸗Anſtalt Deutſchlands ſteht der Beitritt 
nit. zum Verbande offen. Der Austritt iſt nur mit Ablauf des Rechnungsjahres 
nach zweijähriger Kündigung zuläſſig (efr. $. 19.). 


F. 6. 
Beiträge der Die Mitglieder des Verbandes zahlen zur Deckung der Koſten jährliche 
Mitglieder. Beiträge. 
5 Das Maximum derſelben wird auf jährlich /½% pro Tauſend der Ver⸗ 
ſicherungsſumme (5 Thaler pro Million) aller verbundenen Verſicherungs⸗An⸗ 
ſtalten feſtgeſetzt. 

Die Höhe der jährlichen Beiträge ſetzt die Generalverſammlung feſt. Für 

die Repartition derſelben unter die einzelnen Mitglieder ſoll als Regel gelten, daß 
5 derſelben nach der Zahl der Mitglieder, 
3 derſelben nach der Verſicherungsſumme, 
3 derſelben nach dem Durchſchnitte der Beiträge (pro Mille der Ver⸗ 
ſicherungsſumme) in den letzten 10 Jahren 
aufgebracht wird. Der Generalverſammlung bleibt die Abänderung dieſes Re- 
partitionsmodus vorbehalten. 
g $. 7. 
Abtheilungen Für den Betrieb beſonderer Geſchäftszweige, wie namentlich Kriegsſchäden⸗ 
bes Verbandes. perſicherung, Rückverſicherung und Gewährung von Vorſchüſſen, follen beſondere 
Abtheilungen gebildet werden ($. 1. ad 2.). . 

Für dieſe Spezialverbände iſt die landesherrliche Genehmigung und die 
Verleihung von Korporationsrechten nachzuſuchen. 

Die Vertretung und Verwaltung einer jeden fo geſtifteten beſonderen Ab- 
theilung erfolgt durch die Organe des Verbandes. 

Die Mitglieder einer jeden ſolchen Abtheilung bilden eine in ſich ge⸗ 
ſchloſſene beſondere Geſellſchaft mit beſonderem Vermögen und geſonderter Buch- 
und Rechnungsführung. Die Laſten jeder Abtheilung ſollen von ihr ſelbſt 
getragen werden. Der Beitrag jeder Abtheilung zu den Koſten der General⸗ 
verwaltung iſt von der Generalverſammlung feſtzuſetzen. ei 

e 


e 


= 
Die Mitglieder des Verbandes als ſolche brauchen nicht auch zugleich 
Mitglieder einer oder mehrerer Abtheilungen zu ſein. Jede öffentliche Ver⸗ 


ſicherungs⸗Anſtalt Deutſchlands aber, welche Mitglied einer Abtheilung werden 
will, muß auch Mitglied des Verbandes ſein. 


II. Organiſation. 


$. 8. 
Die Oberaufſicht über den Verband fteht dem Königlich Preußiſchen Hserauffiht. 
Miniſter des Innern zu. 
5. 9. 
Die Organe des Verbandes ſind: Organe des 
1) der V orſtand, Verbandes. 
2) der Ausſchuß, 
3) die Generalverſammlung. 


$. 10. 


Die Spitze der geſammten Verwaltung bildet der Vorſtand. Derſelbe 1. Vorſtand. 
beſteht nach Beſchluß der Generalverſammlung aus einem oder mehreren Mit. „) Anſtellung. 
gliedern. Für letzteren Fall hat die Verwaltungsordnung ($. 28.) den Umfang 
der Amtspflichten der einzelnen Vorſtandsmitglieder und die gegenfeitige dienſt⸗ 
liche Stellung derſelben zu regeln. Die Generalverſammlung wählt die Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes, ſtellt die Bedingungen der Anſtellung feſt und ordnet 
die Stellvertretung. 

9 11 


Der Vorſtand führt die laufenden Geſchäfte des Verbandes, ſowie der b) Amtliche 
Abtheilungen ſelbſtſtändig. Er bereitet die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und Stellung. 
trägt für deren Ausführung Sorge. Er vertritt den Verband nach Außen, iſt 
Vorgeſetzter ſämmtlicher Verwaltungsbeamten und Angeſtellten des Verbandes 
und iſt Namens des Verbandes und der Abtheilungen zu allen Erklärungen, 
Verträgen, Prozeſſen und Handlungen, ſelbſt zu ſolchen, zu denen die Geſetze 
Spezialvollmacht verlangen, mit der Befugniß der Subſtitution und mit der 
Wirkung befugt, daß hierdurch der Verband berechtigt und verpflichtet wird. 

Schriftlich Willenserklärungen ſind, wenn der Vorſtand aus Einem 
Mitgliede beſteht, von dieſem, wenn er aus mehr als Einem Mitgliede beſteht, 
von mindeſtens zwei Mitgliedern zu unterzeichnen. 

Der Vorſtand ſtellt die für den inneren Geſchäftsbetrieb etwa noch erfor- 
derliche Büreauordnung und die für die Angeftellten nöthigen Inſtruktionen auf. 


g. 12. 


Der Ausſchuß wird aus ſechs Mitgliedern zuſammengeſetzt, deren Wahl 2. Aueſchuß. 
durch die Generalverſammlung erfolgt. Alle zwei Jahre ſcheiden die ihrer e) Mitgliever. 
Mitgliedſchaft nach zwei älteſten Mitglieder aus. Unter mehreren e 

(Nr. 8047.) it 


5 r 
5 a * 


— n „ n * er us 
— 334 — 8 6 N 


Mitgliedern beſtimmt das Loos die Perſonen der Ausſcheidenden. Die abtreten⸗ 
den Mitglieder ſind wieder wählbar. Jedem Mitgliede ſteht das Recht der ein⸗ 
vierteljährlichen Kündigung des Verhältniſſes zu. Für das austretende Mitglied 
kann der Ausſchuß bis zur Neuwahl durch die nächſte Generalverſammlung 
einen Stellvertreter beftellen. 
$. 13. 
b) Zeit und Der Ausſchuß tritt jährlich mindeſtens einmal zuſammen, außerdem wenn 
ann der Vorſtand oder zwei Mitglieder des Ausſchuſſes es für erforderlich erachten. 
Der Vorſitzende des Vorſtandes beruft den Ausſchuß. 
Die Mitglieder erhalten Diäten und Reiſekoſten nach den von der Ge 
neralverſammlung feſtzuſtellenden Sätzen. 


$. 14. 


oh Geſchäfts⸗ Der Vorſitzende des Vorſtandes führt den Vorſitz und leitet die Verhand⸗ 
dans lungen des Ausſchuſſes. Das Sitzungsprotokoll wird von einem Mitgliede oder 
einer anderen vom Vorſitzenden beſtimmten Perſon geführt und von allen An- 
weſenden vollzogen. 6 
Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn er nach feiner Geſchäftsordnung 
legal berufen iſt und außer dem Vorſitzenden mindeſtens zwei Mitglieder an 
weſend ſind. 
Bei Abſtimmungen entſcheidet die Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. 
Der Ausſchuß ſetzt ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt feſt. 


$. 15. 


d) Geſchäfts⸗ Der Ausſchuß beſchließt über alle Angelegenheiten des Verbandes und der 
keis. Abtheilungen, ſoweit ſolche nicht der. Generalverſammlung ($. 20.) ausdrücklich 
vorbehalten find; er revidirt und monirt insbeſondere die Jahresrechnung. 


$. 16. 


3. General. Die Generalverſammlung beſteht aus den Deputirten derjenigen öffent‘ 
nme, lichen Verſicherungsanſtalten, welche dem Verbande als Mitglieder (F. 5.) bei⸗ 
ſezung. getreten find, 


Die Generalverſammlung prüft die Legitimation ihrer Mitglieder. 


$. 17. 


b) Zeit. Ort. Die Generalverſammlung tritt regelmäßig jährlich einmal, und zwar in 
Berufung. der erſten Hälfte des Kalenderjahres, zuſammen, und außerordentlich, wenn der 
Vorſtand oder der Ausſchuß oder die Aufſichtsbehörde es verlangen. 

Der Ort der Verſammlung wird vom Ausſchuſſe beſtimmt. 

Der Vorſtand beruft die Verſammlung durch rekommandirte, an die ver⸗ 
bundenen Anſtalten zu richtende Schreiben, durch welche die zur Beſchlußfaſſung 
kommenden Gegenſtände mitgetheilt werden müſſen. Dieſe Schreiben find min⸗ 
deſtens 14 Tage, wenn es ſich aber um Eröffnung oder Auflöſung einer Abthei⸗ 
lung, um Aenderungen des Verbandreglements oder der DIFWOTHINGÄDERUHNEE 

u 


| Bea 
um Abänderungen der Statuten und Geſchäftsordnungen der Abtheilungen, um 
Anträge von Mitgliedern, um Aufnahme von Anleihen, um Wahlen oder um 


Auflöſung des Verbandes handelt, mindeſtens vier Wochen vor Beginn der 
Sitzungen auf die Poſt zu geben. Der Poſtſchein gilt als Inſinuations⸗Dokument. 


$. 18. 
Die Generalverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn in derſelben die Hälfte ) Beſchlaß⸗ 
der verbundenen Anſtalten vertreten iſt. a fähigkeit. 
Iſt eine Verſammlung hiernach nicht beſchlußfähig, ſo wird eine neue 
Generalverſammlung anberaumt, deren Beſchlußfähigkeit nicht von der Zahl 
der vertretenen Anſtalten abhängig iſt. 


§. 19. 

Jede der verbundenen Anſtalten hat in der Generalverſammlung für _ Stimm. 
jede volle 50 Millionen Thaler ihrer Verſicherungsſumme Eine Stimme, min⸗ 0 
deſtens aber Eine und höchſtens ſechs Stimmen. faſſung. 

Die Generalverſammlung kann nur über die durch die Einladungsſchreiben 
mitgetheilten Berathungsgegenſtände beſchließen. 

Soll ein Antrag zum Beſchluß der Generalverſammlung erhoben werden, 
ſo muß ſich für denſelben mehr als die Hälfte der bei der Abſtimmung gültig 
abgegebenen Stimmen erklärt haben. 

Zu Beſchlüſſen über Aenderungen des Reglements und Auflöſung des 
Verbandes ſind zwei Drittheile der abgegebenen Stimmen erforderlich. Auch 
ſteht den hierbei in der Minorität verbliebenen Anſtalten das Recht zu, zu ver⸗ 
langen, daß der gefaßte Beſchluß nicht vor Ablauf des Rechnungsjahres in 
Kraft trete, und wenn eine Veränderung des Reglements beſchloſſen iſt, mit 
dieſem Zeitpunkte ohne Rückſicht auf die im $. 5. feſtgeſetzte Kündigungsfriſt aus 
dem Verbande auszuſcheiden. 

Die in der Generalverſammlung vertretenen Anſtalten ſtimmen über alle 
Angelegenheiten mit, gleichviel, ob ſie der einen oder der anderen Abtheilung 
beigetreten ſind oder nicht. 

$. 20. 


Die Generalverfammlung ift die beſchließende und kontrolirende Behörde ch Gersäfte, 
für alle Angelegenheiten des Verbandes und feiner Abtheilungen, welche ihrer kus 
Beſchlußfaſſung in dieſem Reglement ($$. 6. 7. 10. 12. 24. 25. 27 — 29.) oder 
der Verwaltungsordnung, reſp. in den Statuten und Geſchäftsordnungen der 
Abtheilungen ausdrücklich vorbehalten worden find, und höchſte Beſchwerde⸗Inſtanz. 

Sie kann einen Theil ihrer Obliegenheiten Spezialausſchüſſen übertragen. 


9. 21. 


Der Vorſitzende des Vorſtandes, reſp. deſſen Stellvertreter, führt den e) Lattung der 
Vorſitz in der Sitzung, ſoweit die Generalverſammlung nicht ein Anderes beſchließt. Verhandlung. 
Der Vorſitzende regelt die Tagesordnung, leitet nach den von ihm aufzuftellen- 
den und vorher von der Verſammlung zu genehmigenden Grundſätzen die Ver⸗ 
handlung und ernennt den Protokollführer. Das Protokoll iſt vom Vorſitzenden, 
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dem Protokollführer, den anweſenden Mitgliedern reſp. Stellvertretern des Aus⸗ 
ſchuſſes und von mindeſtens drei Mitgliedern der Generalverſammlung zu unter- 
ſchreiben. a 

. 
Beamte und Das zur Führung der Geſchäfte des Verbandes erforderliche Beamten⸗ 
5 und Büreauperſonal ſtellt der Vorſtand auf Grund des Etats an. Die beſon⸗ 
deren dienſtlichen Verhältniſſe dieſer Beamten werden durch ihre Beſtallungen 
geregelt. 
$. 23. | 
Gehälter. Die Mitglieder des Vorſtandes und die $. 22. bezeichneten Beamten be⸗ 
ziehen ein fixirtes Gehalt. 


III. Geſchaͤftsfuͤhrung. 


$. 24. 
Etat. Behufs Regelung der Ausgaben des Verbandes wird ein Ausgabe⸗Etat 
aufgeſtellt und von der Generalverſammlung feſtgeſetzt. 
Jeder ſo feſtgeſetzte Etat läuft ſo lange fort, bis eine anderweite Feſtſtellung 
erfolgt iſt. 
$. 25. 
Rechnungs. Die Rechnung des Verbandes wird jährlich gelegt und war für den 
legung. Verband und jede Abtheilung getrennt. Auf Vortrag des Ausſchuſſes ($. 15.) 
hat die Generalverſammlung über Ertheilung der Decharge zu beſchließen. 


f §. 26. 
Anleihen. Ueber die Aufnahme von Anleihen, ſowie über die Belegung disponibler 
a“ Sc für die Abtheilungen hat der Ausſchuß die allgemeinen Regeln auf 
zuſtellen. 
| $. 27. 
Verwaltungs · Der Vorſtand hat der Generalverſammlung jedesmal bei ihrem regel · 
beißt: mäßigen Zuſammentritte einen allgemeinen Verwaltungsbericht vorzulegen. 
§. 28. 
Verwaltungs- Die näheren Beſtimmungen über die Geſchäftsführung des Verbandes 


ordnung. und die Generalverwaltung enthält die Verwaltungsordnung, welche von dem 
Ausſchuſſe entworfen und von der Generalverſammlung genehmigt wird. 


§. 29. 
Beſchwerden. Die Beſchwerden über den Vorſtand des Verbandes gehen an die General- 
Rechtaseg, perſammlung. Dieſelben müſſen binnen ſechs Wochen präkluſiviſcher Friſt nach 
Empfang der angegriffenen Verfügung erhoben werden, die letztere bleibt bis 
nach erfolgter Abänderung durch die Generalverſammlung in Kraft. Im Uebrigen 
iſt der Rechtsweg bei entſtehenden Streitigkeiten zwiſchen dem Verbande und den 
einzelnen Mitgliedern deſſelben nicht ausgeſchloſſen. 71 


„ 


mr, 


Junktionen jener Organe wahrzunehmen. 


IV. Eröffnung und Aufloͤſung des Verbandes. 
| F. 30. ee oe 

Der Verband tritt ins Leben, ſobald öffentliche Feuerverſicherungs⸗Anſtal-⸗ Eröffnung und 
ten mit einer Geſammtverſicherungsſumme von 1000 Millionen Thaler ihren Auſtsſung. 
Beitritt erklärt haben, und löſt ſich auf, wenn die Geſammtverſicherungsſumme 
der Mitglieder unter 1000 Millionen ſinkt. 8 

Wenn die Auflöſung des Verbandes erfolgt, fo beſchließt die General- 
verſammlung auch über die Grundſätze, nach denen die Liquidation erfolgen ſoll. 

$. 31. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe über Aufhebung des Verbandes oder über Staatliche 
Abänderung dieſes Reglements, welche die Aufhebung der juriſtiſchen Perſon, Cenehmigung. 
die Aenderung des Zweckes und der Vertretung nach Außen hin betreffen, iſt 1 2 


die landesherrliche Genehmigung erforderlich. Sonſtige Aenderungen des Regle⸗ 
ments unterliegen der Genehmigung des Miniſters des Innern. ; 


V. Tranſttoriſche Beſtimmung. 
„ N. 


Vis zur Einſetzung der Organe des Verbandes hat der Ausſchuß der bis⸗ 
herigen Vereinigung öffentlicher Deutſcher Feuerſozietäten die reglementsmäßigen 


„Statut 


der 


Ruͤckverſicherungs-Abtheilung des Verbandes der öffentlichen 
Feuerverſicherungs-Anſtalten in Deutſchland. 


8.1. 9 

Der Verband der öffentlichen Feuerverſicherungs⸗Anſtalten in Deutſchland ge» Name Zuel 1 

währt in ſeiner „Rückverſicherungs⸗Abtheilung“ den Mitgliedern dieſer Abtheilung 
ückverſicherung für Feuerverſicherung. 


0 a S. 2. Wohnſth 15 
\ Die Nüdverficherungs- Abtheilung hat ihren Wohnſitz und Gerichtsſtand a ,; 
in Berlin. Sie hat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon. a 
Jahrgang 1872. (Nr. 8047.) 73 . 8 30 


Verhältniß 
zum Verbande. 
Verwaltung. 
Geſchäfts⸗ 
führung 


Rechtsver⸗ 
haͤltniß der 
Mitglieder. 


Beitritt. Aus⸗ 
tritt. 


Beiträge. 


Reſervefonds. 


Maximum. 


= I 


| $. 3. 

Die Rüdverfiherungs-Abtheilung bildet gemäß $. 7. des Verbandregle⸗ 
ments eine in fich geſchloſſene Abtheilung des Verbandes mit befonderem Ver⸗ 
mögen und geſonderter Buch- und Rechnungsführung. Sie wird von den Or 
ganen des Verbandes vertreten und nach Vorſchrift des Verbandreglements und 
der Verbandverwaltungs-Ordnung verwaltet. Sie hat mit dem Verbande und 
den ei Abtheilungen des Verbandes alſo nur die Verwaltungsorgane ge⸗ 
meinſam. 

Ihr Beitrag zu den Koſten der Generalverwaltung wird von der General- 
verſammlung feſtgeſetzt. a i 

Eine vom Ausſchuſſe zu entwerfende und von der Generalverſammlung zu 
genehmigende Geſchäftsordnung enthält die näheren Beſtimmungen über die Ge⸗ 
ſchäftsführung dieſer Abtheilung. 


$. 4. 
Die Mitglieder der Rückverſicherungs⸗Abtheilung bilden eine auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit beruhende Rückverſicherungsgeſellſchaft, jo daß jedes Mitglied ſich zugleich 
im Verhältniß eines Rückverſicherten und eines Rückverſicherers befindet. 


$. 5. 
Alle öffentlichen Feuerverſicherungs⸗Sozietäten Deutſchlands können Mit- 
glieder dieſer Abtheilung werden. 
felge 1 den Austritt wird das Erforderliche im Rückverſicherungs⸗Vertrage 
eſtgeſetzt. 


$. 6. 
Die regelmäßigen Beiträge werden von dem Vorſtande nach Maßgabe 
der Geſchäftsordnung feſtgeſtellt. 5 A: 
Nach Verhältniß der regelmäßigen Beiträge find auch die etwa erforder 
lichen Nachſchüſſe zu leiſten. 


ER 
Die Abtheilung konſtituirt einen Reſervefonds zur Deckung außerordent⸗ 
licher Ausgaben und Schäden; derſelbe wird gebildet aus den Ueberſchüſſen des 
Jahres, aus beſonderen Beiträgen, welche von der Generalverſammlung zu be⸗ 
ſchließen find, ſowie aus den jährlichen Zinserträgniſſen. 
Der Antheil jeder einzelnen Sozietät am Reſervefonds richtet ſich nach 
dem Verhältniß ihrer Einzahlungen dazu. g 


§. 8. 

„Der Reſervefonds ($. 7.) wird bis zu einem Mapimum von 23 pro 
Mille der im fraglichen Rechnungsjahre beſtehenden Rückverſicherungsſumme 
angeſammelt und, Falls er unter dieſe Höhe ſinkt, durch die im $. 7. gedachten 
Mittel wieder auf dieſe Höhe gebracht. 89. 9 


b. 9. 


Die Eröffnung des Geſchäftsbetriebes der Abtheilung erfolgt, nach Been⸗ Eröffnung 
digung der nöthigen Vorarbeiten, auf Beſchluß des Ausſchuſſes und iſt ſämmt⸗ 
lichen Mitgliedern des Verbandes, ſowie öffentlich bekannt zu machen. 


$. 10. 


Wenn die Generalverſammlung die Auflöfung der Abtheilung beſchließt, Wuftöfung. 
jo ſetzt fie die Grundſätze feſt, nach denen die Auflöſung erfolgen ſoll. 


9. 1. 


Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe über Aufhebung dieſer Abtheilung oder über Staatliche 
Abänderung dieſes Statuts, welche die Aufhebung der juriſtiſchen Perſon, die Genehmigung, 
Aenderung des Zwecks und der Vertretung nach Außen betreffen, iſt die landes⸗ 
herrliche Genehmigung erforderlich. Sonſtige Aenderungen des Statuts unter- 
liegen der Genehmigung des Miniſters des Innern. 


(Nr. 8048.) Bekanntmachung, betreffend die der „Deutſchen Eiſenbahnbau⸗-Geſellſchaft“ in 
Berlin ertheilte landesherrliche Konzeſſion für den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Lemförde über Herford und Detmold nach Bergheim. 
Vom 21. Mai 1872. 


Da Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions-Urkunde vom 
26. Februar 1872. der in Berlin domizilirten „Deutſchen Eiſenbahnbau⸗Geſell⸗ 
ſchaft / den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Lemförde über Herford und 
Detmold nach Bergheim unter gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts 
zu geſtatten geruht. 


Die vorgedachte Urkunde wird durch die Amtsblätter reſp. für Hannover 
und der Königlichen Regierung in Minden veröffentlicht werden. 


Berlin, den 21. Mai 1872. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 


(Nr. 80478051.) (Nr. 8049.) 


a a 


ä 


(Nr. 8049.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Vollziehung des Statuts für 
den Verband zur Melioration der Bachgebiete der Landwehr, des Süß— 
bachs und des Salzbachs im Amte Iburg. Vom 30. Mai 1872. 


297 Königs Majeftät haben unterm 24. April d. J. das Statut für den 
Verband zur Melioration der Bachgebiete der Landwehr, des Süßbachs und des 
a dach im Amte Iburg Allerhöchſt zu vollziehen geruht. Dieſes Statut iſt 
im Amtsblatte für Hannover vom 17. Mai 1872. (Stück 20.) veröffentlicht. 


Berlin, den 30. Mai 1872. 
Der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
i v. Selchow. 


(Nr. 8050.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Vollziehung des Statuts für den 
Verband zur Entwäſſerung der Vogtei Neuland, Amts Winſen a. d. L. 
Vom 30. Mai 1872. 


Dur von des Königs Majeſtät unterm 27. April d. J. Allerhöchſt vollzogene 
Statut für den Verband zur Entwäſſerung der Vogtei Neuland, Amts Winſen 
a. d. L., iſt im Amtsblatte für Hannover vom 17. Mai 1872. (Stück 20.) 
veröffentlicht. 

Berlin, den 30. Mai 1872. 


Der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Selchow. 


(Nr. 8051.) Bekanntmachung, betreffend den unterm 20. April 1872. Allerhöchſt vollzogenen 
Nachtrag zu dem Statut für den Deichverband der Kulmer Stadtniede— 
rung vom 6. Juli 1853. Vom 10. Juni 1872. 


8 

Du dem in der Geſetz⸗Sammlung für 1853. S. 537. veröffentlichten Statut für 
den Deichverband der Kulmer Stadtniederung haben des Königs Majeſtät unterm 
20. April d. J. einen Nachtrag Allerhöchſt zu vollziehen geruht, welcher in 


Nr. 20. des diesjährigen Amtsblattes der Königlichen Regierung zu Marien⸗ 
werder veröffentlicht iſt. 


Berlin, den 10. Juni 1872. 


Der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Selchow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruderei 
(R. v. Decker). . 


N 


